Landesarbeitsgemeinschaft  Hartz IV
Leipzig, den 29.06.2013

in und bei der Partei DIE LINKE Sachsen

Mitgliederversammlung

Frau

Bundesministerin Ursula von der Leyen

Bundesministerium für Arbeit und Soziales

Wilhelmstr. 49

10117 Berlin

Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets

Lernförderung gem. § 28 Abs.5 SGB II sowie § 6b BKGG

Sehr geehrte Frau Bundesministerin,

die Mitgliederversammlung der Landesarbeitsgemeinschaft Hartz IV Sachsen wendet sich mit der Bitte an Sie, sich dafür einzusetzen, dass die Kriterien für die Lernförderung im Bildungs- und Teilhabepaket so erweitert werden, wie es das Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales in Nordrhein-Westfalen für sein Bundesland angewiesen hat: Nicht nur versetzungsgefährdete Kinder aus Hartz IV-Bedarfsgemeinschaften und aus anderen förderfähigen Familien erhalten eine bezahlte Lernförderung, sondern alle betroffenen Schülerinnen und Schüler, von denen angenommen werden kann, dass sie ein höheres Lernniveau erreichen.

 Wir sind beunruhigt darüber, dass ein erheblicher Teil der Schulabgänger auch mit bestandenem Schulabschluss keinen Ausbildungsplatz erhält, weil  sie als nicht ausbildungsfähig eingeschätzt werden. Dazu gehören leider auch in erheblichem Umfang Kinder aus Hartz IV-Familien.

Eltern, die über ein auskömmliches Einkommen verfügen, organisieren für ihre Kinder Nachhilfestunden auch dann, wenn ihre Kinder nicht versetzungsgefährdet sind, Hartz IV-Empfängern fehlen aber die  finanziellen Mittel dazu.

Wir ersuchen Sie, zu veranlassen, dass nach Einzelfallprüfungen diesen Schülerinnen und Schülern der Zugang zur Lernförderung gewährt wird. Die für das Bildungs- und Teilhabepaket bereitgestellten finanziellen Mittel werden zur Zeit bei weitem nicht ausgeschöpft, finanzierbar wäre also die Erweiterung des Schülerkreises für diese Maßnahme.

Das würde für diese Kinder und Jugendlichen ein Stück mehr Chancengleichheit auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt bedeuten, und es würde die Aussicht eröffnen, dass weniger Absolventen der allgemeinbildenden Schulen nach Schulabschluss in die Arbeitslosigkeit fallen und auf Transferleistungen angewiesen sind, und es wäre auch zu hoffen, dass der Anteil der Lehrlinge , die eine Ausbildung abbrechen, reduziert werden könnte.

Die Öffnung des Zugangs zur Lernförderung wäre unseres Erachtens damit nicht nur eine humane Maßnahme gegenüber den betroffenen Schülerinnen und Schülern und ihren Familien, sondern auch ein Schritt von volkswirtschaftlicher Relevanz.

Nach unserer Kenntnis wird in Fachkreisen die Frage erörtert, ob die Begriffe" Lernförderung" und "wesentliches Lernziel"  weiter als bisher ausgelegt werden können. Wir bitten Sie sehr, unsere Argumente in diese Diskussion einzubeziehen!

Mit freundlichen Grüßen

die Mitgliederversammlung der LAG Hartz IV

für die Richtigkeit:

Dr. Dorothea Wolff

Sprecherin der LAG Hartz IV

A.-Schweitzer-Str. 54

08209 Auerbach

